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Erstes Kapitel 

Problem, Inhaltsbestimmung und dogmengeschichtIiche 
Entwicklung des Gedankens vom erlaubten Risiko 

I. Das Problem des erlaubten Risikos 

Nur wenige dogmatische Einzelprobleme im Strafrecht haben in der 
juristischen Literatur derartige Beachtung gefunden wie das "erlaubte 
Risiko", obwohl die soweit ersichtlich erste grundsätzliche Darstellung 
v. Bars1 gerade 100 Jahre alt ist. Wenn auch der Begriff selbst bei ihm 
noch nicht in Erscheinung tritt, so bezieht er doch erstmals u. a. jene 
Fälle als spezifisch dogmatisches Problem in die Lehre vom Kausal-
zusammenhang ein, die später ständig als Hauptbeispiele des "erlaubten 
Risikos" herangezogen werden. "Es gibt ... gewisse gefährliche, aber 
für das Leben notwendige Gewerbebetriebe, bei denen man statistisch 
wahrnehmen könnte, daß im Laufe einer Reihe von Jahren aller 
Wahrscheinlichkeit nach eine Anzahl Menschen, und zwar nicht nur 
solche, die freiwillig sich beim Betriebe beteiligen, das Leben ver-
lieren .... Ist, wer eine solche Anstalt anlegt (z. B. eine große Gas-
anstalt, eine Eisenbahn), Urheber der Verletzungen, welche durch 
irgendeinen Unfall daraus hervorgehen2?" 

Sicher nicht zufällig erfolgte dieser für die Lehre vom erlaubten 
Risiko erste wichtige Schritt gerade in der 2. Hälfte des 19. Jahrhun-
derts. Die damals einsetzende Industrialisierung hatte zur Folge, daß 
immer mehr in Bergwerken, Fabriken etc. beschäftigte Arbeiter immer 
größeren Gefahren für Leib und Leben ausgesetzt wurden. In der 
amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts finden 
sich z. B. aus den Jahren 1883, 1886 und 1888 Urteile, die sich mit fahr-
lässiger Tötung oder Körperverletzung beim Betrieb industrieller An-
lagen befassen. In allen Fällen waren Arbeiter verletzt bzw. getötet 
worden, weil teilweise aus Rentabilitätserwägungen Schutzvorrichtun-
gen an einem SägewerkS bzw. einer Anlage zur Herstellung von 
Portlandzement' bzw. an einer Kalkofenanlage5 fehlten6 • Derartige 

1 v. Bar, Die Lehre vom Causalzusammenhang, 1871. 
!l v. Bar, ebd., S. 14. 
3 RGSt 10, 6. 
4 RGSt 16, 290. 
Ii RGSt 18, 74. 
8 VgI. auch RGSt 3, 208 und 28, 272. 
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Risiken führten das Problem in diesem Lebensbereich klar vor Augen. 
Die besondere Bedeutung gerade dieser Fälle zeigt sich auch heute 
wieder in der Diskussion um die Lehre vom erlaubten Risiko in den 
Ostblockländern7, die sich weitgehend nur mit dem sog. Wirtschafts-
und Entwicklungsrisiko befaßt und im Strafgesetzbuch der DDR von 
1966 wohl zur ersten besonderen allerdings auf Delikte gegen die 
"Volkswirtschaft" beschränkten gesetzlichen Regelung überhaupt ge-
führt hat. Als weitere Fallgruppe wird ebenfalls bereits bei v. Bar 
die nach den Regeln der Kunst durchgeführte lebensgefährliche Opera-
tion mit tödlichem Ausgang erwähnt8• Außerdem führten auch die 
verkehrstechnischen Entwicklungen für mehr und mehr Menschen zu 
immer größeren Risiken. Hatte sich das RG in einer Anzahl von Ent-
scheidungen9 bereits mit den von Pferdefuhrwerken ausgehenden 
Gefahren und Verletzungen befassen müssen, so mußten diese Fälle 
des erlaubten Risikos mit der Einführung des motorisierten Straßen-
verkehrs und mit der Zunahme der Eisenbahnen zwangsläufig an 
Umfang und Bedeutung gewinnen. Für die Zukunft dürfte sich diese 
Entwicklung eher noch beschleunigen. Man denke etwa an die Be-
schädigung oder Zerstörung von Atomkraftwerken durch mehr oder 
weniger ungewöhnliche Kausalverläufe mit unübersehbaren Folgen.' 
So ist z. B. nicht auszuschließen, daß ein Flugzeug in ein derartiges 
Kraftwerk abstürzt. Die immer riskanter werdenden ärztlichen Opera-
tionen einschließlich der Herztransplantationen, die für heutige Be-
griffe einen Höhepunkt an Risiko darstellen, sowie vor allem die mit 
ständig steigender Dichte der Kraftfahrzeuge im Straßenverkehr und 
die mit dem Luftverkehr verbundenen Gefahrsteigerungen zeigen in 
aller Deutlichkeit das Tempo dieser Entwicklung an. 

Dennoch sind die Fälle des erlaubten Risikos nicht erst mit den 
technischen Fortschritten der Neuzeit entstanden10• Seit der Mensch 
auf die Jagd gehtll, Werkzeuge herstellt, besteht das Problem der 
Strafbarkeit oder Straflosigkeit an sich gebilligter, notwendig gefähr-
licher Handlungen, aus denen unerwünschte Erfolge erwachsen. 

7 Z. B. GTinberg, Probleme des Produktionsrisikos im Strafrecht 1965; in 
russischer Sprache 1963; Seidel, Risiko in Produktion und Forschung 1968; 
Viski, "Rechtswidrigkeit bei Gefährdungsdelikten" in Acta Juridica Academiae 
Scientarum Hungaricae, Band 10, S. 291 und die bei Seidel angegebenen 
weiteren Autoren. 

8 Causalzusammenhang, S. 14. 
9 RG Rechtspr 2, 594; 4, 39; 4, 54; 5, 415; 6, 14; 8, 21; 9, 63; 9, 460; vgl. 

auch RGSt 20, 54 für eine Pferdeeisenbahn und RGSt 23, 413. 
10 H. Mayer, Kurzlehrbuch 1967, S.91. 
11 Klee, GA Bd.62, S.394 (396 f.), zeigt z. B., daß sich in den Jahren 1792 

bis 1812 die meisten Fälle fahrlässiger Tötung in Preußen durch überfahren 
und unvorsichtiges Umgehen mit Gewehren namentlich bei der Jagd er-
eigneten. 
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Der Schwerpunkt lag und liegt im Bereich der fahrlässigen Delikte12. 
Aber auch bei vorsätzlichen Taten wurde das erlaubte Risiko schon früh 
erörtert. Bereits v. Bar13 hat die entsprechenden Fälle bei den Vorsatz-
delikten ebenfalls mit Hilfe seiner juristischen Kausalitätstheorie zu 
lösen versucht. 

Trotz der großen Faszination, die gerade von den erwähnten Bei-
spielsgruppen allgemein ausging - hingewiesen sei etwa auf den viel 
zitierten Satz Bindings, "daß das geschriebene Recht für dies grandiose 
Gebiet des Rechtslebens fast jeder Satzung entbehrt"14 -, und der 
daraus folgenden intensiven Bearbeitung dieses Problemkreises bereits 
zu Beginn dieses Jahrhunderts ist es nicht gelungen, auch nur eine 
grundsätzliche Einigung darüber zu erzielen, ob das erlaubte Risiko 
überhaupt ein dogmatisches Rechtsinstitut mit eigenständiger Bedeu-
tung ist. Das wissenschaftliche Interesse hat daher bis heute nicht 
nachgelassen, sondern zu immer neuen Veröffentlichungen geführt15. 
über den von Welzel entwickelten Gedanken der Sozialadäquanz ist 
die Lehre vom erlaubten Risiko sogar Gegenstand ideologischer Polemik 
geworden. So versteht Seidel Welzels Lehre als "Generalexkulpation des 
kapitalistisch produzierenden Unternehmers" für "Verbrechen" aus 
"Profitgier, maßlosem Konkurrenzkampf, Verachtung des menschlichen 
Lebens"; dem Unternehmer sei erlaubt, was ihm nütze16. Auch darauf 
soll im weiteren kurz eingegangen werden17• 

Die Vielzahl von Beispielen und die damit verbundenen schwierigen 
Entscheidungen im Einzelfall zeigen, daß die Beschäftigung allein mit 
der dogmatischen Seite dieses Problems, wie sie in der strafrechtlichen 
Literatur vorherrscht, die gesamte Problematik nicht erschöpfen kann. 
Einerseits liegt eine sehr wichtige Aufgabe in der Herausarbeitung 
einzelner Leitsätze für die Entscheidung von Einzelfällen, zum anderen 
ist auch der gesellschaftliche Hintergrund, aus dem Wertvorstellungen 
und Entscheidungen von Wertkollisionen erwachsen, sowie dieser 
Vorgang selbst für das vorliegende Problem sehr wichtig. Ersteres 
läßt sich aber im Rahmen einer wissenschaftlichen Arbeit kaum 

12 Jescheck, Lehrbuch, S.299, 447; SchönkelSchröder, vor § 51 Anm.49. 
18 Causalzusammenhang, S. 15. 
14 Normen IV, S. 436. 
15 Vgl. vor allem die in letzter Zeit erschienenen Monographien von 

Rehberg, Zur Lehre vom "Erlaubten Risiko", 1962; Kienapfet, Das erlaubte 
Risiko im Strafrecht, 1966; Mecket, Die strafrechtliche Haftung für riskante 
Verhaltensweisen, 1968 und Roeder, Die Einhaltung des sozialadäquaten 
Risikos, 1969, ganz abgesehen von den Stellungnahmen in Lehrbüchern 
(Jescheck, Lehrbuch, S. 297 ff.; Maurach, Strafrecht AT, S. 543 ff.; Schmid-
häuser, Lehrbuch, S. 235 ff.; Wetzet, Strafrecht, S.132 ff.; MezgerlBlei, Kurz-
lehrbuch AT, S.216, 218; Baumann, S. 306 ff.) und Monographien über andere 
dogmatische Fragen. 

16 Risiko, S. 116 (vgl. auch S. 92 ff.). 
17 Vgl. unten UI, 3. 

2 Preuß 
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